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Dieser Projektbericht besteht aus vier Teilen. Ein so großes und komplexes Projekt ist nicht leicht zu be-
schreiben. Die Modelllaufzeit begann am 1.01.2015 und endete zum 31.12.17. Viele Prozesse konnten 
angestoßen werden und werden nun umgesetzt. Wir können zurzeit nur den ersten Teil des Weges und 
des Prozesses beschreiben, den unsere gemeinsame Arbeit angestoßen hat. In Friesland befindet man 
ǎƛŎƘ ŀƭƭŜǊŘƛƴƎǎ ƴƛŎƘǘ ŀƳ 9ƴŘŜΣ ǎƻƴŘŜǊƴ αaƛǘǘŜƴŘǊƛƴάΦ 5ŀƳƛǘ ƛǎǘ ŜƛƴŜǎ ǳƴǎŜǊŜǊ IŀǳǇǘŜǊƪŜƴƴǘƴƛǎǎŜ ŀǳŎƘ 
schon beschrieben: Die Entwicklung von nachhaltigen Strukturen im Sinne des Kinderschutzes im ländli-
chen Raum braucht Zeit und Ausdauer. Eine Modellprojektphase von 3 Jahren, die den Anspruch hat, 
einen Landkreis und nicht etwa eine Person oder eine Einrichtung zu motivieren, ihre Strukturen kinder- 
und familienfreundlicher (im Sinne des Kinderschutzes) zu gestalten, ist quasi ein Auftakt. 
LƴǎƻŦŜǊƴ ƭŜǎŜƴ {ƛŜ ƘƛŜǊ ŘŜƴ ²ŜƎ ȊǳƳ !ǳŦǘŀƪǘΥ αCǊƛŜǎƭŀƴŘ ǎǘŀǊƪ ŦǸǊ YƛƴŘŜǊΗά 
 
1.0  Prof. Dr. Michael Herschelmann: Kinderschutz im ländlichen Raum: Ausgangspunkte. 

Dargestellt wird die aktuelle wissenschaftliche Grundlage auf der das Kinderschutz-
Zentrum und der Landkreis Friesland in Kooperation mit Prof. Dr. Herschelmann das Pro-
jekt gegründet haben. 
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1.0  Prof. Dr. Michael Herschelmann: Kinderschutz im ländlichen Raum: Ausgangspunk-

te 

 

Keine Unterschiede im Ausmaß der Gewalt gegen Kinder 

Gewalt gegen Kinder ist ein weiterhin aktuelles gesellschaftliches Problem auf dem Land wie in der Stadt. 

In einer aktuellen repräsentativen Studie für Deutschland (Fegert 2017) hat sich gezeigt, dass 6,5 % der 

Befragten über schwere emotionale Misshandlung in Kindheit und Jugend, 6,7 % über schwere körperli-

che Misshandlung und 7,5 % über schweren sexuellen Missbrauch berichteten. 22,5 % der Befragten ga-

ben Auskunft über schwere körperliche Vernachlässigung in Kindheit und Jugend. In dieser Studie wurden 

für Deutschland erstmals auch Unterschiede im Ausmaß der Gewalt gegen Kinder zwischen Stadt und 

Land untersucht. Substanzielle Unterschiede konnten dort nicht festgestellt werden1. 

 

Große Unterschiede in den Gefährdungseinschätzungen 

Unterschiede zeigen sich allerdings in der Gefährdungsstatistik der Jugendämter. Verfahren der Gefähr-

dungseinschätzung nach § 8a SGB VIII des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe werden seit 2012 in den 

Fokus einer empirischen Dauerbeobachtung gerückt (Pothmann 2014). Die Daten werden als ein wichtiger 

Beitrag zur Erweiterung der Wissensbasis zum institutionellen Kinderschutz eingeschätzt, dessen Qualität 

vom Statistischen Bundesamt als hoch angesehen wird, in den nächsten Jahren aber auch noch weiter 

verbessert werden muss (Köckeritz 2014, Mühlmann et al. 2015, Kaufhold/Pothmann 2016). Die Statistik 

erlaubt die Aussagen über das Vorkommen von Kindeswohlgefährdungen (und in Jahresvergleichen auch 

hinsichtlich von Entwicklungen), die zuvor in der Bundesrepublik so nicht verfügbar waren (Köckeritz 

2014). Damit werden erstmalig auch Analysen der Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen städti-

schen und ländlichen Räumen in der Entwicklung möglich. Tab. 1 zeigt die Ergebnisse einer Analyse der 

Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII nach Städten und Landkreisen in Niedersachsen im Zeit-

raum 2012-2016: 

                                                             
1 Persönliche Mitteilung von Andreas Witt, Diplom-Psychologe, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut, 
Mitarbeiter von Prof. Dr. Jörg M. Fegert, Ärztlicher Direktor der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiat-
rie/Psychotherapie Universitätsklinikum Ulm, am 05.09.2017. Die Einteilung in Stadt/Land war allerdings eine 
sehr grobe (nach GKPol, Teilnehmer wurden einer städtischen Region zugeordnet, wenn diese in einer Ge-
meinde mit mehr als 20.000 Einwohnern lebten). Die Analyse (univariate Varianzanalyse) zeigte, dass Teilneh-
mer aus städtischen Regionen signifikant höhere Werte in den Bereichen "körperliche Misshandlung", "emoti-
onale Vernachlässigung" und "körperliche Vernachlässigung" angaben, die Effektstärken dabei aber sehr klein 
waren (cohens d =0.1, 0.1 und 0.12), sodass von keinen substanziellen Effekten ausgegangen werden kann. 
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Tab. 1: Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII in Städten und Landkreisen in Niedersachsen (ohne Region Hannover), 2012-2016 
 

*Orientiert an der statistischen Einteilung des Landesamtes für Statistik Niedersachsen (LSN); Städte: 101-103, 401-405 (ohne Stadt Hannover); Landkreise: alle (außer Region Hannover) 

**Quelle: LSN-Online, Tabelle A100002G, Statistische Region, Kreisfr. Stadt, Landkreis, 2012-2016, eigene Berechnung; für 2016 nur Schätzung möglich, da Daten erst 2018 vorliegen, es wurde 

hilfsweise der Durchschnittswert aus den vier vorhergehenden Jahren gebildet. 

***Quelle: LSN, Tabelle T20, Statistische Region, Kreisfreie Stadt, Landkreis, 2012-2016, eigene Berechnung 

****Orientiert an den Kennzahlen zum Kinderschutz aus der Integrierten Berichterstattung Niedersachsen (IBN), Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

(Bruckner 2016, S. 88/89) 

Städte* 2012 2013 2014 2015  2016 Landkreise* 2012 2013 2014 2015  2016 

Einwohner 

unter 18 Jahren** 

150.288 150.083 150.691 153.363  151.106 Einwohner 

unter 18 Jahren** 

999.086 986.088 977.651 982.893  986.430 

KWG-Verfahren 

insgesamt*** 

770 792 1.205 1.392  1.586 KWG-Verfahren 

insgesamt***  

4.327 4.799 5.862 5.447  6.416 

Kennzahl 1: Verfahren 

pro 1.000 unter 18 J.****  

5,1 5,2 7,9 9,0  10,5 Kennzahl 1: Verfahren 

pro 1.000 unter 18 J.****  

4,3 4,8 5,9 5,5  6,5 

Ergebnis: Akute KWG 105 132 208 209  271 Ergebnis: Akute KWG 691 635 750 619  741 

Ergebnis: Latente KWG 150 156 199 273  322 Ergebnis: Latente KWG 848 919 1.062 905  973 

Kennzahl 2: KWG 

pro 1.000 unter 18 J.****  

1,7 1,9 2,7 3,1  3,9 Kennzahl 2: KWG 

pro 1.000 unter 18 J.****  

1,5 1,6 1,8 1,6  1,5 

Ergebnis: Keine KWG, 

aber Hilfebedarf 

273 275 464 536  615 Ergebnis: Keine KWG, 

aber Hilfebedarf 

1.431 1.540 1.990 2.033  2.397 

Ergebnis: Keine KWG, 

kein Hilfebedarf 

242 229 334 374  378 Ergebnis: Keine KWG, 

kein Hilfebedarf 

1.327 1.705 2.060 1.890  2.305 
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Die Statistik zeigt zunächst, dass sich insgesamt die Anzahl der Verfahren im Zeitraum von 2012-2016 

sowohl in den Städten, als auch in den Landkreisen kontinuierlich erhöht hat. Allerdings ist die Zunahme 

in den Städten deutlich größer (Verdoppelung von 777 in 2012 auf 1.586 in 2016), während sie in den 

Landkreisen moderater (von 4.327 auf 6.416in 2016) ausfällt und 2015 auch leicht rückläufig war (wie in 

Niedersachsen insgesamt: von 9.001 in 2014 auf 8.862 in 2015). Im Verhältnis zu der jeweiligen Gesamt-

zahl der Kinder und Jugendlichen, wurden in Städten deutlich mehr KWG-Verfahren eingeleitet und Kin-

deswohlgefährdungen festgestellt, als in den Landkreisen, und zeigt sich in den Städten eine progrediente 

Entwicklung, in den Landkreisen dagegen nicht (Kennzahlen 1 und 2, vgl. die Grafik), obwohl dort 6,5 x 

mehr Kinder leben. 

 

 

Dies wurde punktuell auch schon im Rahmen der Integrierten Berichterstattung des Landes Niedersach-

sen (IBN) für das Jahr 2013 festgestellt, in dem in den städtischen Vergleichsringen der Jugendämter 1 

und 2 überdurchschnittlich viele Verfahren eingeleitet wurden, während in dem ländlich geprägten Ver-

gleichsring 3 deutlich weniger Verfahren als im Durchschnitt des Landes eingeleitet wurden (Bruckner 

2016, S. 88). Dies ist bemerkenswert, weil in den Landkreisen kontinuierlich 6,5-fach mehr Kinder und 

Jugendliche leben, als in den Städten, und von daher mehr Verfahren zu vermuten gewesen wären. Aller-

dings ist zu beachten, dass diese Zahlen nur die Gefährdungseinschätzungen, die von den Jugendämtern 

vorgenommen wurden, umfasst (und z. B. nicht die von freien Trägern oder insoweit erfahrenen Fachkräf-

ten) und kein Rückschluss von der Zahl der Verfahren auf die Anzahl der Kinder und Jugendlichen, die 

vernachlässigt, misshandelt oder missbraucht wurden, möglich ist (Kaufhold/Pothmann 2016, S.9). 

Noch deutlicher sind die Unterschiede in der Anzahl der Verfahren zur Gefährdungseinschätzung nach 

§ 8a SGB VIII zwischen einzelnen Landkreisen. Die Tab. 2 zeigt die Daten für den Zeitraum 2012-2015 für 

ausgewählte Landkreise mit einer vergleichbaren Zahl an Einwohnern (30.000-36.000) unter 18 Jahren: 
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Tab. 2: Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII in ausgewählten Landkreisen in Niedersachsen* mit 30.000-36.000 Einwohnern unter 18 Jahren**, 
2012-2015 

 

KWG-
Verfahren*** 

2012 2013 2014 2015 

S akut latent Hilfe nichts S akut latent Hilfe nichts S akut latent Hilfe nichts S akut latent Hilfe nichts 

Diepholz 400 67 69 96 168 498 70 119 93 216 653 71 164 128 290 733 50 115 209 359 

Lüneburg 108 38 18 41 11 155 32 20 71 32 347 60 31 171 85 300 35 40 165 60 

Stade 140 22 32 56 30 269 22 32 92 115 283 17 48 107 111 125 8 11 56 50 

Gifhorn 189 29 43 48 69 233 19 52 69 93 260 26 63 105 66 234 25 49 93 67 

Celle 136 15 31 51 39 203 39 48 74 42 205 21 58 76 50 249 26 62 108 53 

Cuxhaven 141 20 14 42 65 238 19 39 72 108 130 21 12 27 70 120 5 12 54 49 

Cloppenburg 125 7 12 50 56 128 5 19 46 58 105 7 2 35 61 86 7 8 39 32 

Aurich 24 1 4 5 14 22 1 4 5 12 59 10 7 20 22 45 3 2 22 18 

 

*Orientiert an der statistischen Einteilung des Landesamtes für Statistik Niedersachsen (LSN); Städte: 101-103, 401-405 (ohne Stadt Hannover); Landkreise: alle (außer 
Region Hannover) 
**Quelle: LSN-Online, Tabelle A100002G, Statistische Region, Kreisfr. Stadt, Landkreis, 2012-2015, eigene Berechnung 
***Quelle: LSN, Tabelle T20, Statistische Region, Kreisfr. Stadt, Landkreis, 2012-2015, eigene Berechnung 
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Die Anzahl der Verfahren im Vergleich der ausgewählten Landkreise mit ähnlicher Einwohnerzahl unter 18 

Jahren und in der Entwicklung variiert erheblich. Die Spannbreite ist groß und geht z. B. 2015 von 45 Ver-

fahren (Aurich) bis 733 Verfahren (Diepholz). In einzelnen Landkreisen steigt die Gesamtzahl von 2012-

2015 kontinuierlich an (Diepholz) oder sie sinkt umgekehrt im Verlauf (Cloppenburg), in anderen steigt sie 

an, fällt aber auch mal wieder ab (z. B. Gifhorn oder Stade). Es lässt sich eine mittlere Gruppe von Land-

kreisen mit ähnlichen Zahlen erkennen (Stade, Gifhorn, Celle, Cuxhaven) und eine obere Gruppe mit im 

Vergleich dazu deutlich mehr Verfahren (Diepholz, Lüneburg) und eine untere Gruppe mit deutlich weni-

ger eingeleiteten Verfahren (Cloppenburg, Aurich). 

Über die Gründe dieser, zum Teil deutlichen, Unterschiede in der Statistik zwischen Städten und Landkrei-

sen bzw. zwischen einzelnen Landkreisen, lassen sich bislang nur Vermutungen anstellen. 

YŀǳŦƘƻƭŘκtƻǘƘƳŀƴƴ όнлмсύ ǎŜƘŜƴ ƛƴ .ŜȊǳƎ ŀǳŦ ŜƛƴŜƴ ǎǘŀǊƪ ǾŀǊƛƛŜǊŜƴŘŜƴ !ƴǘŜƛƭ ŘŜǊ ǎƻƎŜƴŀƴƴǘŜƴ αCŀƭǎŎƘ-

positiven-CŅƭƭŜά όDŜŦŅƘǊŘǳƴƎǎŜƛƴǎŎƘŅǘȊǳƴƎŜƴ Ƴƛǘ ŘŜƳ 9ǊƎŜōƴƛǎ ǿŜŘŜǊ YƛƴŘŜǎǿƻƘƭƎŜŦŅƘǊŘǳƴƎΣ ƴƻŎƘ Iƛƭπ

febedarf) zwischen den Bundesländern oder interkommunal innerhalb einzelner Flächenländer (in Bran-

denburg z. B. je nach Landkreis zwischen 17 % und 63 %) unterschiedliche kommunalspezifische Anwen-

ŘǳƴƎǎǾƻǊƎŀōŜƴ ōŜƛƳ ¦ƳƎŀƴƎ Ƴƛǘ ŘŜǊ {ǘŀǘƛǎǘƛƪ ŀƭǎ DǊǳƴŘ ŀƴ ό{Φ тύΦ ²ƛǊŘ ŘƛŜ αуŀ-{ǘŀǘƛǎǘƛƪά Ŝǘǿŀ ŀƭǎ ƛƴǘŜǊƴŜǎ 

Personalbemessungsinstrument genutzt, oder gibt es automatisierte Meldewege ohne Vorprüfung bei 

Verdacht (z. B. bei fehlender U-Untersuchung), kann es zu einer sehr extensiven Erfassung von Fällen 

ƪƻƳƳŜƴ όŜōŘΦύΦ {ƛŜ ƎŜƘŜƴ Ǿƻƴ ŘŜǊ ¢ŀǘǎŀŎƘŜ ŀǳǎΣ αŘŀǎǎ ŘƛŜ {ŎƘǿŜƭƭŜƴ ȊǿƛǎŎƘŜƴ 9ƛƴƎŀƴƎ ŜƛƴŜǊ aŜƭŘǳƴƎ 

und Einleitung eines für die Statistik relevanten 8a-Verfahrens vor Ort offenbar unterschiedlich hoch sind 

ƻŘŜǊ ŀǳŎƘ ŦŅƭǎŎƘƭƛŎƘŜǊǿŜƛǎŜ ǸōŜǊƘŀǳǇǘ ƴƛŎƘǘ ōŜǎǘŜƘŜƴΦά όŜōŘΦύΦ 

Ein weiterer Grund könnten unterschiedliche Interpretationen sein. Kaufhold/Pothmann (2016) zeigen am 

Beispiel von 22 kreisfreien Städten in Nordrhein-Westfalen eine sehr unterschiedliche Verteilung der Ge-

ŦŅƘǊŘǳƴƎǎŜƛƴǎŎƘŅǘȊǳƴƎŜƴ Ƴƛǘ ŘŜƳ 9ǊƎŜōƴƛǎ αYƛƴŘŜǎǿƻƘƭƎŜŦŅƘǊŘǳƴƎά ƻŘŜǊ αƭŀǘŜƴǘŜ YƛƴŘŜǎǿƻƘƭƎŜŦŅƘǊπ

ŘǳƴƎάΦ {ƛŜ ƪƻƳƳŜƴ Ȋǳ ŘŜǊ 9ƛƴǎŎƘŅǘȊǳƴƎΥ α5ƛŜǎŜ ƛƴǘŜǊƪƻƳƳǳƴŀƭŜƴ ¦ƴǘŜǊǎŎƘƛŜŘŜ ŀƭƭŜƛƴ Ƴƛǘ ǳƴǘŜǊǎŎƘƛŜŘƭƛπ

chen Gefährdungslagen von Kindern und Jugendlichen in den jeweiligen Kommunen zu erklären, greift zu 

kurz und wäre eine erhebliche Verzerrung der Realität. Vielmehr spricht einiges dafür, dass zurzeit die 

Kategorien akute und vor allem latente Kindeswohlgefährdungen unterschiedlich interpretiert und dem-

ŜƴǘǎǇǊŜŎƘŜƴŘ ŀǳŎƘ ƴƛŎƘǘ ŜƛƴŘŜǳǘƛƎ ǾƻƴŜƛƴŀƴŘŜǊ ŀōƎŜƎǊŜƴȊǘ ǿŜǊŘŜƴ ƪǀƴƴŜƴΦά ό{Φ фύΦ 

Auch sozialstrukturelle und sozioökonomische Unterschiede zwischen Landkreisen, wie sie Pothmann 

(2016) in der Analyse der regionalen Unterschiede bei der Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung in 

Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen neben Stadt-Land-Differenzen gefunden hat, können ei-

nen Einfluss auf die Zahlen der Statistik haben. 

Des Weiteren wird vermutlich die Ausrichtung und Qualität eines Jugendamtes eine Rolle spielen. Ju-

gendämter, die schon länger und aktiv den engen Austausch und die Kooperation mit anderen Institutio-

nen der Kinder- und Jugendhilfe und Systemen wie dem Gesundheitswesen oder dem Bildungssystem 

suchen und kultivieren (durch Netzwerkarbeit, Fortbildung, Beratung, Informationsveranstaltungen und -

materialien etc.), erhalten wahrscheinlich mehr Meldungen, weil sich die Beteiligten besser kennen und 

Fachkräfte stärker sensibilisiert, achtsamer und handlungssicherer sind. Andererseits könnte es bei Ju-

gendämtern, in denen dies nicht möglich (aufgrund von Personalknappheit, viel Fluktuation, unterschied-

lichem Erfahrungs- und Fortbildungsstand der Mitarbeiter/innen o. Ä.) oder nicht erwünscht ist, oder die 

aus Sicht der Kooperationspartner bei Meldungen zu wenig reagieren, zu weniger Meldungen kommen. 

Weiterhin ist es vermutlich auch die unterschiedlich vorhandene Infrastruktur, die einen Einfluss hat. So 

zeigte die Begleitforschung zur telefonischen Anlaufstelle der Unabhängigen Beauftragten zur Aufarbei-
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tung des sexuellen Kindesmissbrauchs, dass es an spezifischen Einrichtungen für Betroffene in den ländli-

chen Regionen und Städten fehlt (Fegert et al. 2013). Zu dem gleichen Ergebnis kommen Kave-

mann/Rothkegel (2012) in ihrer Bestandsaufnahme zu den spezialisierten Beratungsangeboten bzw.  

-stellen für Menschen, die von sexualisierter Gewalt in Kindheit und Jugend betroffen sind, die sie für den 

wǳƴŘŜƴ ¢ƛǎŎƘ α{ŜȄǳŜƭƭŜǊ YƛƴŘŜǎƳƛǎǎōǊŀǳŎƘά ƛƳ !ǳŦǘǊŀƎ ŘŜǎ .aC{CW ŘǳǊŎƘƎŜŦǸƘǊǘ ƘŀōŜƴΥ α5as Angebot an 

spezialisierter Beratung ist regional unterschiedlich ausgebaut. Es gibt regionale Versorgungsprobleme. 

9ƛƴŜ ǎŜƘǊ ǎŎƘǿƛŜǊƛƎŜ {ƛǘǳŀǘƛƻƴ ōŜǎǘŜƘǘ ƎŜƴŜǊŜƭƭ ƛƳ ƭŅƴŘƭƛŎƘŜƴΣ ǎǘǊǳƪǘǳǊǎŎƘǿŀŎƘŜƴ wŀǳƳΦά όŜōŘΦΣ {Φ мофύΦ 

Gefordert werden als Handlungsoptionen der Ausbau flexibler, mobiler Unterstützungsangebote im länd-

lichen Raum, der Ausbau telefonischer Beratung und Online-Beratung und die Ausstattung der Fachbera-

tungsstellen mit den Ressourcen für aufsuchende Arbeit und Außensprechstunden (ebd.). Damit fehlen 

auch Fachberatungs- und Unterstützungsmöglichkeiten für die Fachkräfte in unterschiedlichen Systemen 

vor Ort, die zu mehr Meldungen an die Jugendämter führen könnten. 

Schließlich können auch Rollenvermischungen in ländlichen Räumen von Bedeutung sein. Völschow 

(2014) hat festgestellt, dass eine Vermischung unterschiedlicher Lebensbereiche bei Fachkräften, die in 

dem ländlichen Raum auch leben, zu Rollenkonflikten führen kann und das behördliche Melden von kin-

derschutzrelevanten Vorfällen eher zurückgestellt wird, als in anonymeren städtischen Regionen (S. 51). 

Dies verweist auf Besonderheiten ländlicher Räume, die mit zu beachten sind. 

Zusammengefasst zeigen sich im Lichte der 8a-Statistik Unterschiede zwischen ländlichen und städtischen 

Räumen: Obwohl 6,5-fach mehr Kinder und Jugendliche in Landkreisen leben, werden bei den Jugendäm-

tern dort weniger Verfahren eingeleitet und Kindeswohlgefährdungen festgestellt, als in den Städten. 

Noch deutlicher sind die Unterschiede zwischen einzelnen Landkreisen. Sie zeigen, dass es auch in ländli-

chen Räumen Kindeswohlgefährdungen gibt, diese aber zum Teil sehr unterschiedlich wahrgenommen 

werden. 

 

Problemzentrierte Kinderschutzpraxis stößt insbesondere im ländlichen Raum an ihre Grenzen 

Kinderschutz in einem ŜƴƎŜǊŜƴΣ ǇǊƻōƭŜƳȊŜƴǘǊƛŜǊǘŜƴ ±ŜǊǎǘŅƴŘƴƛǎ ƳŜƛƴǘ α{ŎƘǳǘȊ ǳƴŘ IƛƭŦŜ ōŜƛ aƛǎǎƘŀƴŘπ

lungen und Vernachlässigungen von Kindern innerhalb und außerhalb der Familie zu gewähren (Gewalt in 

CŀƳƛƭƛŜƴύ όΧύά ό²ƻƭŦŦ нлмоΣ {Φ ронύΦ 5ƛŜǎŜǎ ŜƴƎŜ ±ŜǊǎǘŅƴŘƴƛǎ Ǿƻƴ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊ ōestimmt bis heute das 

Wahrnehmen und Handeln in der Alltags- und Fachpraxis nachhaltig. Diese problemzentrierte Sichtweise, 

die zu stark darauf setzt, misshandelnde Eltern als individuelle Träger sozialer Probleme über Dritte zu 

identifizieren, bei ihnen zu intervenieren und sie zu kontrollieren, gerade in ländlichen Räumen an ihre 

Grenzen stößt (s. o.). 

Zudem haben die praktischen Erfahrungen und ersten Untersuchungen der vergangenen Jahre gezeigt, 

dass es auch allein mit dem notwendigen Aufbau und der Verbesserung einer wohnort- und bürgernahen 

Hilfeinfrastruktur nicht getan ist (Herschelmann 2014a). Diese ist wichtig und notwendig, muss aber durch 

weitere Aktivitäten ergänzt werden, die breitere Gruppen im Sozialraum aktivieren und beteiligen, sodass 

Zugänge zu Hilfen erleichtert werden. Die Ergebnisse zeigten, dass z. B. mehr Schlüsselpersonen vor Ort 

ŀƭǎ ƳǀƎƭƛŎƘŜ ±ŜǊƳƛǘǘƭŜǊ Ȋǳ IƛƭŦŜƴ όǸōŜǊ αaǳƴŘǇǊƻǇŀƎŀƴŘŀάύ ƎŜǿƻƴƴŜƴ ǳƴŘ ŜƛƴōŜȊƻƎŜƴ ǿŜǊŘŜƴ ƳǸǎǎŜƴΦ 

Mehr als viele Seiten bedrucktes Papier, kann die persönliche Ansprache, Empfehlung oder Motivation 

durch Vertrauenspersonen vor Ort ein Weg sein, eine Brücke zu den bestehenden Hilfsangeboten zu bau-

en (Herschelmann 2014a). Die Kinderschutzarbeit in ländlichen Räumen ist perspektivisch in Richtung 

eines demokratischen Kinderschutzes als vernetzte Gemeinwesenarbeit weiterzuentwickeln (ebd., vgl. 

ausführlich Herschelmann 2017). 
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Der Blick über den eigenen nationalen Tellerrand auf den internationalen Forschungsstand bestätigt ein 

solches gemeinwesenorientiertes Vorgehen. Im internationalen Diskurs konnte festgestellt werden, dass 

top-down und expertokratisch organisierte Kinderschutzsysteme allein nicht gut funktionieren und bot-

tom-up, community-based Initiativen ergänzt werden müssen - und wirksam sind! (vgl. McLigh/Melton 

2015, Wessels 2015, Lonne et al. 2009, Waldfogel 1998). Lonne et al. (2009) kommen in ihrer Analyse der 

Reform von anglo-ŀƳŜǊƛƪŀƴƛǎŎƘŜƴ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊǎȅǎǘŜƳŜƴ Ȋǳ ŘŜǊ {ŎƘƭǳǎǎŦƻƭƎŜǊǳƴƎΥ α{ǳǇǇƻǊǘ ŦƻǊ ŎƘƛƭŘǊŜƴ 

and families who are struggling with systemic disadvantages such as poverty, ill health, forced migration, 

and family violence is not achieved with quick fix solutions. There needs to be a longer-term focus to as-

ǎƛǎǘŀƴŎŜΦ {ǳŎƘ ŀǎǎƛǎǘŀƴŎŜ Ŏŀƴƴƻǘ ōŜ άŘŜƭƛǾŜǊŜŘέ ōȅ ŎƘƛƭŘ ǇǊƻǘŜŎǘƛƻƴ ŀƎŜƴŎƛŜǎ ǘƘŀǘ ŀǊŜ Ŝxpert-based, distant 

and residual in their purpose. Instead, such assistance needs to come from people being part of the fabric 

of neighborhood and community that sustains their children and their families and in so doing, builds 

communities, social capitaƭΣ ŀƴŘ ŎƛǾƛƭ ǎƻŎƛŜǘƛŜǎ ǘƘŀǘ ƛƴ ǘǳǊƴ ƎǊƻǿ ǘƘŜƛǊ ƻǿƴ ŎŀǇŀŎƛǘȅ ǘƻ ŎŀǊŜ ŦƻǊ ŎƘƛƭŘǊŜƴΦέ 

(S. 112). 

Scott/Arney/Vimpani (2010) beschreiben auf der Basis internationaler Forschung und praktischer Erfah-

rungen Prinzipien und Fähigkeiten, die in der Arbeit mit vulnerablen Familien - auch in ländlichen Räumen 

und im Kinderschutz (S. 20) - wichtig sind. Um Kindesmisshandlung und -vernachlässigung vorzubeugen 

ǳƴŘ ȊǳƳ ²ƻƘƭŜǊƎŜƘŜƴ Ǿƻƴ YƛƴŘŜǊƴ ōŜƛȊǳǘǊŀƎŜƴΣ ƛǎǘ ŀǳǎ ƛƘǊŜǊ {ƛŎƘǘ ŘƛŜ CŅƘƛƎƪŜƛǘ αǘƘƛƴƪ ŎƘƛƭŘΣ ǘƘƛƴƪ ŦŀƳƛƭȅΣ 

think ŎƻƳƳǳƴƛǘȅά ό{Φ тύ ƴƻǘǿŜƴŘƛƎΦ 5ŀǎ ƘŜƛǖǘΣ ŘƛŜ {ǘŅǊƪŜƴ ŘŜǊ YƛƴŘŜǊΣ ŘŜǊ CŀƳƛƭƛŜ ǳƴŘ ŘŜǊ /ƻƳƳǳƴƛǘȅ 

sind gemeinsam in den Blick zu nehmen, weil sie sich gegenseitig beeinflussen. 

 

Gemeinwesenorientierter demokratischer Kinderschutz im ländlichen Raum als Alternative 

Lƴ ŜƛƴŜƳ ǿŜƛǘŜǊŜƴ ±ŜǊǎǘŅƴŘƴƛǎ ǎǘŜƭƭǘ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊ αŘƛŜ ƎŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘŜ .ŜƳǸƘǳƴƎ ǳƴŘ .ŜǿŜƎǳƴƎ ŘŀǊΣ 

Kinder vor Verhältnissen und Maßnahmen zu schützen, die dazu führen, dass das Recht der Kinder auf ein 

menschenwürdiges Leben, freie Entfaltung der PerǎǀƴƭƛŎƘƪŜƛǘ ǳƴŘ ǿƛǊƪƭƛŎƘŜ CǀǊŘŜǊǳƴƎ ōŜǎŎƘƴƛǘǘŜƴ ǿƛǊŘΦά 

(Wolff 2013, S. 532). Dieses, auf die gesellschaftlichen Verhältnisse erweiterte, aber immer noch negativ 

Ŝǘǿŀǎ ǾŜǊƘƛƴŘŜǊƴ ǿƻƭƭŜƴŘŜΣ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊǾŜǊǎǘŅƴŘƴƛǎ ǿƛǊŘ ƛƳ α5ƻǊƳŀƎŜƴŜǊ vǳŀƭƛǘŅǘǎƪŀǘŀƭƻƎ ŘŜǊ WǳƎend-

ƘƛƭŦŜά ƴƻŎƘ ǿŜƛǘŜǊΣ ǇǊƻōƭŜƳǳƴǎǇŜȊƛŦƛǎŎƘ ƎŜŦŀǎǎǘ ǳƴŘ ǇƻǎƛǘƛǾ ŦƻǊƳǳƭƛŜǊǘΥ αaƻŘŜǊƴŜǊ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊ ǾŜǊǎǳŎƘǘΣ 

die Lebensbedingungen von Kindern und Familien positiv zu verändern, indem er die Eigenkräfte der Fa-

milien stärkt, soziale Konflikte und Notlagen erkennt und konkret Hilfe leistet. Eltern werden bei der Er-

ziehung und Förderung ihrer Kinder unterstützt. Kinderschutz ist partnerschaftliche Aktion im Gemeinwe-

ǎŜƴ ȊǳǊ {ŎƘŀŦŦǳƴƎ ŜƛƴŜǊ ƪƛƴŘŜǊŦǊŜǳƴŘƭƛŎƘŜƴ YǳƭǘǳǊ ŘŜǎ !ǳŦǿŀŎƘǎŜƴǎΦ όΧύά όȊƛǘΦ ƴΦ ²ƻƭŦŦ нлмоΣ {Φро4). In ihm 

arbeiten Fachkräfte und Akteure der Zivilgesellschaft zusammen. 

α5ŜƳƻƪǊŀǘƛǎŎƘŜǊ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊά ό²ƻƭŦŦ нллтΣ нллфΣ нлмлύ ƛǎǘ Ŝƛƴ ǇǊƻƎǊŀƳƳŀǘƛǎŎƘŜǊ !ƴǎŀǘȊΣ ŘŜǊ ŜƛƴŜƴ 

YƻƴǘǊŀǇǳƴƪǘ ǎŜǘȊǘ ȊǳǊ 9ƴƎŦǸƘǊǳƴƎ ŀƪǘǳŜƭƭŜǊ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊǇƻƭƛǘƛƪΣ ŘƛŜ αŀǳŦ aŜƭŘŜƴΣ 9Ǌfassen, Gefährdungs-

einschätzung, staatlich (hoheitlicher ς statutory) Intervention ς bei wachsender Verwaltungsarbeit und 

ƛƳƳŜǊ ǿŜƴƛƎŜǊ ŦǊŜƛǿƛƭƭƛƎ ǳƴŘ ƎŜǊƴ ŀƪȊŜǇǘƛŜǊǘŜǊ IƛƭŦŜƴά ŀǳǎƎŜǊƛŎƘǘŜǘ ƛǎǘ ό²ƻƭŦŦ нллфκнлмлΣ {Φ осоύΦ 9Ǌ ǎǘŜƭƭǘ 

eine Alternative dar, zu historisch in der Geschichte des Kinderschutzes tief verankerten vordemokrati-

schen Kinderrettungsbewegungen, aggressiven Täterausgrenzungskampagnen und aktuellen neo-

imperialen Überwachungsstaatskonzepten mit technologischen Phantasmen (Wolff 2007/ 2010: 351ff), 

und wird nicht straf-, sondern hilfeorientiert, bevölkerungsnah und demokratisch, fachlich und alltags-

praktisch, an Verständnis und solidarischer Aktion mitten im Gemeinwesen realisiert (Wolf 1998/ 2010, S. 

нпоύΦ 9Ǌ ǾŜǊǎǘŜƘǘ αDŜǿŀƭǘ ƎŜƎŜƴ YƛƴŘŜǊά ŀƭs Herrschafts-, Beziehungs- und Ressourcenkonflikt (Wolff 

нллтκ нлмлΣ {Φ оофύΥ 9ƭǘŜǊƴ ǎŎƘŜƛǘŜǊƴ ƛƳ YƻƴŦƭƛƪǘ Ƴƛǘ ƛƘǊŜƴ YƛƴŘŜǊƴΦ ½ƛŜƭ Ƴǳǎǎ Ŝǎ ǎŜƛƴΣ αŦǸǊ 9ƭǘŜǊƴ ǳƴŘ Yƛƴπ

der verloren gegangene Handlungsspielräume, Autonomie zur produktiven Weiterentwicklung wiederzu-
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ƎŜǿƛƴƴŜƴ ƻŘŜǊ ǸōŜǊƘŀǳǇǘ ŜǊǎǘ ŜƛƴƳŀƭ Ȋǳ ŜǊƳǀƎƭƛŎƘŜƴΦά ό²ƻƭŦ мффуκ нлмлΣ {Φ нпуŦύΦ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛǎŎƘŜǊ Yƛƴπ

derschutz hat dabei ein explizit politisches Verständnis der Kinderschutzarbeit, denn Demokratie ist die 

ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ .ŀǎƛǎΥ αLƴ ŘŜǊ ŜƴǘǿƛŎƪŜƭǘŜƴ 5ŜƳƻƪǊŀǘie muss Kinderschutz darum zu einem Dispositiv demokra-

tischer Macht werden. Damit wird Gegenseitigkeit (Partnerschaft) und Überwindung der Einseitigkeit zum 

DǊǳƴŘǇǊƛƴȊƛǇ ƳƻŘŜǊƴŜǊ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊŀǊōŜƛǘά ό²ƻƭŦŦ нллтκнлмлΣ {Φ ормύΦ 

Demokratischer Kinderschutz ist ein kontextueller, sozio-politischer Kinderschutzansatz, der sich vor dem 

Hintergrund einer historischen Betrachtung der Entwicklung des Kinderschutzes und sich daraus ergeben-

der Probleme kritisch zu moralistischen, individualistischen, straf- und interventionsorientierten Vorge-

hensweisen positioniert (Wolff 2013), sich für ökologisch-systemische, konstruktivistische, dialogisch-

therapeutische sowie professionstheoretische Verstehensrahmen und Programme stark macht (Wolff 

нлмрύ ǳƴŘ όǳΦŀΦύ Ǿƻƴ ŦƻƭƎŜƴŘŜƳ α9ŎƪǇŦŜƛƭŜǊά ŀǳǎƎŜƘǘΥ αCŀŎƘƭŜǳǘŜ ŀƭƭŜƛƴ ƪǀƴƴŜƴ YƛƴŘŜǊ ƴƛŎƘǘ ŜǊŦƻƭƎǊŜƛŎƘ 

schützen. Sie brauchen die Partnerschaft mit den primären Kinderschützern, den Eltern. Und sie brauchen 

die Zivilgesellschaft, die Politik und die Medien als Partner im Bemühen um die Schaffung einer demokra-

ǘƛǎŎƘŜƴ ǳƴŘ ƎŜǊŜŎƘǘŜƴ YǳƭǘǳǊ ŘŜǎ !ǳŦǿŀŎƘǎŜƴǎ ŦǸǊ ŀƭƭŜ YƛƴŘŜǊά όŜōŘΦΣ {ΦмллύΦ 9ƴǘǎǇǊŜŎƘŜƴŘ ǎƻƭƭǘŜƴ ŘƛŜ 

.ŜƳǸƘǳƴƎŜƴ ǳƳ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊ ƛƳ ƭŅƴŘƭƛŎƘŜƴ wŀǳƳ Ƴƛǘ ²ƻƭŦŦ αƛƴ ŘƛŜ wƛŎƘǘǳƴƎ ŘŜǊ {ǘŅǊƪǳƴƎ ŜƛƴŜǎ ƎŀƴȊπ

heitlichen demokratischen Hilfessystems, mit gut qualifizierten Fachkräften, die im Bündnis mit den Hilfe-

teilnehmern gemeinwesenorientiert ein multi-disziplinäres soziales Netzwerk aufbauen, das die Rechte, 

Pflichten und Verantwortungen und die Entwicklungsinteressen und -bedürfnisse aller Akteure achtet und 

ŦǀǊŘŜǊǘά όŜōŘΦΣ {Φмлнύ ƎŜƘŜƴΦ Demokratischer Kinderschutz als vernetzte Gemeinwesenarbeit kann hier 

eine alternative positive Orientierung bieten, wurde bislang jedoch noch nicht in ländlichen Räumen um-

gesetzt. Darunter wird mit Wolff die Schaffung universeller Angebote an alle Familien, der Aufbau eines 

Unterstützungssystems durch Verknüpfung von bürgerschaftlichem Engagement mit Fachkräften, ein 

Hilfe-Mix, der im Alltag ansetzt und flexibel genutzt werden kann und die Organisation aktiver Zugänge 

und Kontaktmöglichkeiten im nachbarschaftlichen Miteinander verstanden, um misshandlungs-

gefährdeten Familien zu ermöglichen, Hilfe und Unterstützung zu nutzen, ohne ausgegrenzt oder verfolgt 

zu werden, aus der Isolation herauszukommen und in Krisen gestützt zu werden, sodass es nicht zu Ge-

walt kommt, und verloren gegangene Handlungsspielräume und Autonomie wiederzugewinnen (vgl. 

Wolff 1998/2010, Wolff 2003/2010, Wolff 2007/2010, Wolff 2009/2010, Wolff 2010/2010). 

In dem Modellprojekt des Kinderschutz-Zentrums Oldenburg und dem Landkreis Friesland wurden erste 

Schritte auf diesem Wege gegangen. 
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2.0  Modellregion Kinderschutz im ländlichen Raum im Landkreis Friesland 

.ƛǎ ȊǳƳ ƭŜǘȊǘŜƴ 5ǊƛǘǘŜƭ ŘŜǎ ƭŜǘȊǘŜƴ WŀƘǊƘǳƴŘŜǊǘǎΣ Ǝŀƭǘ αŘŜǊ ƭŅƴŘƭƛŎƘŜ wŀǳƳά als ein Garant für Rahmenbe-

dingungen die eine glückliche Kindheit ermöglichen. Ländliche Idylle, ein ausgeprägtes Nachbarschaftsver-

ständnis, vielfältige Erfahrungsräume in der Natur für die Jüngsten und das Bild der heilen Familie mit 

Kind und Tier prägen auch heute die herkömmliche Vorstellung von einem Familienleben auf dem Land. 

Es ist unbestritten, dass ein Aufwachsen und Leben auf dem Land viele Vorteile haben kann. 

Wurde der ländliche Raum bis vor einigen Jahren noch als positiver Entwicklungsraum für Kinder gesehen, 

so hat bereits der fachliche Diskurs um die Probleme und Herausforderungen bezüglich des Kinderschut-

zes in diesen Bereichen begonnen (vgl. Heinitz/ Herschelmann 2014). 

Strukturelle Gegebenheiten wie Lücken in der Hilfeinfrastruktur, eine eingeschränkte Mobilität bei gleich-

ȊŜƛǘƛƎ ǎŜƘǊ αƭŀƴƎŜƴ ²ŜƎŜƴά ǳƴŘ ŘŜǊ ǎƛŎƘ ōŜǊŜƛǘǎ ŀōȊŜƛŎƘƴŜƴŘŜ CŀŎƘƪǊŅŦǘŜƳŀƴƎŜƭ ǘǊǸōŜƴ Řŀǎ αƎƭǸŎƪƭƛŎƘŜ 

[ŀƴŘƭŜōŜƴά ǾƻǊ ŀƭƭŜƳ ŦǸǊ CŀƳƛƭƛŜƴΣ ŘƛŜ ¦ƴǘŜǊǎǘǸǘȊǳƴƎǎōŜŘŀǊŦ ƘŀōŜƴΦ  

Aufgrund des vorherrschenden Traditionsbewusstseins im ländlichen Raum ist der Druck der Anpassung 

an die vorgegebenen gesellschaftlichen Normen größer als in städtischen Gebieten. Bei Problemlagen und 

sozialer Auffälligkeit der Familie kommt es im Umkehrschluss häufiger und massiver zu Stigmatisierung, 

Ausgrenzung und letztendlich ggf. zu Deprivation. Nach herrschender Meinung zählt im ländlichen Raum 

mehr Tradition und die unausgesprochene Forderung nach gesellschaftlicher Anpassung wirkt stärker.  

In den letzten Jahren verzeichnen Kommunen zudem teils sinkende Bewohner*innenzahlen und eine 

Bevölkerungsstruktur mit vielen alternden und wenigen jungen Menschen. Die Situation führt vielerorts 

zu sinkenden Steuereinnahmen und erschwert die sozialstrukturelle Versorgung in dünner besiedelten 

Räumen. Diese Problematik erleichtert die Unterstützung der Kinder und ihrer Familien mit angemesse-

nen Angeboten für ein gesundes Aufwachsen nicht. 

Eine zunehmende Individualisierung und der Wegfall größerer und potentiell unterstützender Familien-

strukturen, führen darüber hinaus zu der Sorge, dass Kinder und Familien in Not alleingelassen werden 

könnten. Vorausschauendes politisches Handeln tut gut daran, sich frühzeitig um innovative Ideen zu 

bemühen, um zu verhindern, dass Kinder und ihre Familien in ländlichen Räumen ins Abseits geraten. 

 

2.1 Erkenntnisse des Kinderschutz-½ŜƴǘǊǳƳǎ hƭŘŜƴōǳǊƎ ȊǳƳ ¢ƘŜƳŀ αYƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊ ƛƳ ƭŅƴŘƭƛŎƘŜƴ 

wŀǳƳά 

Das niedersächsische Landesministerium fördert die Kinderschutz-Zentren Hannover und Oldenburg seit 

vielen Jahren als Kompetenzzentren. Neben der Beratung von Kindern und Eltern bieten sie Fachkräften 

und Einrichtungen mit vielfältigen Fortbildungsangeboten zu Kinderschutzthemen auf der gesamten Lan-

desfläche ein modernes Qualifizierungs- und Entwicklungsangebot. Landesgeförderte Modellprojekte 

bieten den Zentren die Möglichkeit, neue Wege im Kinderschutz zu wagen und zu evaluieren. 

Das Oldenburger Kinderschutz-Zentrum arbeitet seit vielen Jahren besonders eng mit dem Landkreis 

Oldenburg zusammen und ist mit der Arbeit in ländlichen Gegebenheiten vertraut. Es bietet zudem Bera-

tung und Fortbildung für Menschen im gesamten Nordwesten Niedersachsens. Probleme und Herausfor-

derungen für Familien und Kindern auf dem Land, die in schwierigen familiären Situationen, fachkundige 

und diskrete Unterstützungsmöglichkeiten suchen, sind für das Oldenburger Zentrum somit ein alltägli-

ches Thema.  
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In den letzten 15 Jahren wurde der eingangs beschriebenen Situation auf dem Land mit verschiedenen 

familien- und kinderunterstützenden Konzepten begegnet. Einige wirkungsvolle Ideen und Projekte er-

blickten so das Licht der Welt: Mobile Klienten- und Fachberatungen, Beratungsangebote vor Ort, z.B. in 

Grundschulen, das Bundesmodellprojekt der Kinderschutz-Zentren zu Kinderschutz im ländlichen Raum, 

wissenschaftliche Arbeiteƴ ȊǳǊ 9ǊƘŜōǳƴƎ ŘŜǎ IƛƭŦŜōŜŘŀǊŦǎ Ǿƻƴ aŜƴǎŎƘŜƴ ŀǳŦ ŘŜƳ [ŀƴŘΧΦu.v.m. 

Einzelne hochqualifizierte Beratungsstellen sind in der Lage auf einer ausgedehnten Fläche Fachkräfte 

oder Einrichtungen zu schulen oder im Einzelfall spezielle Problemsituationen fachlich zu begleiten. Multi-

plikator*innen sind ebenfalls gut zu erreichen und geben spezialisiertes Wissen insbesondere an Fachkräf-

te weiter. Bürger*innen jedoch benötigen gut erreichbare Ansprechpartner*innen vor Ort und regional 

verankerte Kinderschutzfachkräfte neben den Allgemeinen Sozialen Diensten der Jugendämter. Die Auf-

gabe des staatlichen Wächteramtes und der damit einhergehenden Stigmatisierung dieser Einrichtung, 

sƻǿƛŜ ŘƛŜ .ŜƎǊŜƴȊǳƴƎŜƴ ŘŜǎ αŎŀǎŜƳŀƴŀƎŜƳŜƴǘǎά ŜǊŦƻǊŘŜǊƴ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴΣ ŘƛŜ CŀƳƛƭƛŜƴ ŘŜǘŀƛƭƭƛŜǊt und 

zugewandt in Problemlagen oder bei der Erarbeitung angemessener Verhaltensweisen begleiten. 

Die Entwicklung der letzten Jahre, insbesondere seit Inkrafttreten des neuen hilfeorientieren Bundeskin-

derschutzgesetztes 2012, weist in eben diese Richtung. Netzwerkkoordinator*innen und Familienhebam-

men arbeiten seither engagiert an der niedrigschwelligen Betreuung junger Familien und am Aufbau 

nachhaltiger, gut informierter Fachkräftenetzwerke. 

Die aktuelle politische Fragestellung nach Zukunftssicherung im ländlichen Raum und die praktischen 

Erfahrungen des Kinderschutz-Zentrums waren somit gute Voraussetzungen, dieses Modellprojekt und 

damit die Suche nach neuen und weiteren Möglichkeiten, Kinderschutz-Strukturen in weitläufigen ländli-

chen Räumen zu etablieren, ins Leben zu rufen. Auf diesem Hintergrund scheint das folgende Projekt, 

einem Impuls des Landes zu verdanken, eine folgerichtige Investition in die kommunale Zukunftsplanung 

gemacht zu haben. 

 

2.2 Grundlegende Erkenntnisse ς Basis dieses Projektes 

Die Lebensstrukturen und Umgangsformen auf dem Lande zeichnen sich, nach den Erkenntnissen und 

Erfahrungen des Kinderschutz-Zentrums, durch einige immer wiederkehrende Punkte aus, die an dieser 

Stelle einführend noch einmal dargelegt werden sollen: 

¶ Informationen über hilfreiche Angebote sind nicht einfach zu erhalten oder verfügbar. 

¶ Wege zu Hilfseinrichtungen sind extrem weit, kostspielig und oft (zu) aufwändig zu organisieren. 

¶ Hilfe ist häufig gebunden an kommunale Finanzierungen und damit sind z.B. für Bewohner*innen 

ländlicher Räume, Angebote der Städte nur begrenzt zugänglich. 

¶ Spezialisierte Angebote, wie z.B. bei sexueller Gewalt (Kavemann Report, 2012), sind eher in den 

Metropolen verankert. 

¶ Nachbarschaftliche Unterstützung kann für viele Menschen in schwierigen Situationen eine sehr 

gute Ressource ein; Voraussetzung hierfür ist die soziale Integration. 

¶ Randgruppen erleben sich eher als Ausgeschlossene. Die Zugehörigkeit zu einer dörflichen Ge-

meinschaft ist keine Selbstverständlichkeit, ŘƛŜ ǎƛŎƘ ƴǳǊ ǸōŜǊ Řŀǎ α²ƻƘƴŜƴ ŀǳŦ ŘŜƳ [ŀƴŘά ŜǊƎƛōǘΦ 

¶ Die Sorge vor Stigmatisierung und damit Ausgrenzung in ländlicher Nähe, ist häufig sehr groß, so 

dass ein hohes Bedürfnis nach Anonymität besteht. 

Für die Unterstützung von Familien und Kindern im ländlichen Raum bedarf die Überwindung der beson-

deren Schwierigkeiten besonderer Maßnahmen: 
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¶ Ein aktives lebendiges Fachkräftenetz ist Voraussetzung für einen aktuellen Informationsfluss. 

Beratung bei familiären Problemen in Anspruch zu nehmen, ist in der Fläche keine Selbstver-

ständlichkeit, weil die Unkenntnis von spezialisierten und oft weit entfernten Angeboten, sowie 

die Sorge vor Stigmatisierung, es erschweren, αSich ƧŜƳŀƴŘŜƳ ŀƴȊǳǾŜǊǘǊŀǳŜƴάΦ 

¶ Es ist daher besonders wünschenswertΣ Řŀǎǎ α.ǊǸŎƪŜƴōŀǳŜǊϝƛƴƴŜƴά, also vertraute, regional an-

sässige Verbindungspersonen in der Lage sind, Menschen Wege in Hilfesysteme zu weisen. Häufig 

werden dazu bekannte, vertrauenswürdige Personen (Pfarrer*in, Lehrer*in, Friseur*in) gewählt, 

diese sind aber nicht immer über gute Hilfsmöglichkeiten informiert, und müssten Kenntnis von 

Unterstützungsangeboten erlangen können.  

¶ Eltern Zugang zu demokratischeren, kindeswohlorientierten Erziehungsmethoden ermöglichen. 

Abendveranstaltungen, Präsenz von Fachkräften in Kindergarten und Grundschule, oder auch at-

traktive Elternabende sind wirksame Elemente, um Eltern in Kontakt miteinander zu bringen, zu 

informieren und zu unterstützen und damit Kinder zu schützen.  

¶ Den unterschiedlichen strukturellen Bedingungen in ländlichen Räumen muss Rechnung getragen 

werden. Maßnahmen müssen an Bedarfen der Bürger*innen und regionalen Ressourcen ange-

passt sein. Dazu ist es sinnvoll, sowohl regionale Gegebenheiten, als auch Bedarfe genau zu er-

kunden. 

¶ Die dünne Personaldecke kann möglicherweise ehrenamtlich, durch Beteiligung von Bür-

ger*innen, ergänzt werden. Die guten Nachbarschaftsressourcen könnten im Sinne des Kinder-

schutzes ausgebaut werden. 

Auf der Basis dieser Erfahrungen entstand das nachfolgend dargestellte Modellprojekt mit dem Ziel, Kin-

derschutz und damit Kinderwohl auf dem Land auf eine breitere gesellschaftliche Basis zu stellen und das 

Gemeinwesen für eine erweiterte Verantwortungsübernahme für die nächste Generation zu gewinnen. 

 

2. 3  Projektidee: Gemeinwesenorientierter Kinderschutz im Flächenlandkreis Friesland 

Die dreijährige optionale Förderung einer Drittelstelle im Kinderschutz-Zentrum für Kinderschutz im länd-

lichen Raum, führte zu der Grundüberlegung nicht selbst kurzzeitig tätig zu werden, sondern die Energien 

und das Wissen in mögliche Entwicklung und die Mitgestaltung kommunaler ländlicher Strukturen zu 

investieren. 

In Anbetracht der zu Verfügung stehenden Ressourcen war evident, dass das Projekt unmittelbar an vor-

handene personalstarke Strukturen gekoppelt sein sollte. Um ein möglichst nachhaltiges Projekt zu entwi-

ckeln, fiel die Entscheidung auf einen öffentlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe. Dieser, in Form des 

Jugendamtes, ist in allen ländlichen Räumen vorhanden und verfügt über festes Personal. Gemeinsam 

sollten wider alle institutionellen Differenzen zwischen öffentlichem und freiem Träger (Kinderschutz-

Zentrum) wirkungsvolle Ideen entwickelt und erprobt werden. 

Herr Meyer-Helfers, Leiter des Amtes für Jugend, Familie, Schule und Kultur in Friesland, reagierte als 

einer der ersten sehr positiv auf unsere Idee, ein Projekt zur Verbesserung des Kinderschutzes auf dem 

Land zu entwickeln.  

Der Landkreis Friesland hatte schon begonnen eine neue Richtung einzuschlagen und Mitarbeiterinnen in 

den einzelnen Städten und Gemeinden verankert, dies in den sogenannten Familien- und Kinderservice-

büros. Ihnen war nach jahrelanger Familienunterstützungsarbeit, vorwiegend durch Einzelmaßnahmen, 
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nun die Aufgabe erteilt worden, neben der Kinderbetreuungsvermittlung, vermehrt Beratung in den Dör-

fern anzubieten.  

Der Prozess dieser Umgestaltung erschien aufwendig und schwergängig. Die Landkreismitarbeiterinnen 

wurden in der neuen Funktion und den neuen Büros in den Gemeinden/Städten eher verhalten begrüßt. 

Es fehlte an konkreten Ideen, wie eine derartige kommunale Vertrauens- und Beratungsperson aus der 

Kreisverwaltung stammend, etabliert werden konnte.  

Der Landkreis Friesland als öffentlicher Jugendhilfeträger stand vor der Herausforderung, die eigenen 

teilweise starren und festgelegten (Verwaltungs-) Strukturen über Bord zu werfen, um schnelle, passge-

naue und innovative Maßnahmen zusammen mit den Kooperationspartner*innen umsetzen zu können. 

Hierfür musste an einigen Stellen eine langjährig gewachsene skeptische Haltung der Öffentlichkeit ge-

genüber den Anliegen und Ideen des Landkreises durchbrochen und von lang etablierten Arbeitsweisen 

abgewichen werden. Beide Seiten, Städte und Gemeinden und der Landkreis Friesland, mussten dazuler-

nen um sich neu und effektiver zu begegnen. Außerdem standen sich verschiedene Erwartungshaltungen 

von Seiten der Politik, der Bürgermeistern, den Vereinen, den Einrichtungen, den Institutionen und weite-

ren Akteuren gegenüber. Der Landkreis Friesland erweiterte das Angebot der Familien- und Kinderser-

vicebüros. 

Eine inhaltliche Unterstützung zur weiteren Implementierung der Fachkräfte in diesem komplexen Rah-

men durch das Kinderschutz-Zentrum wurde willkommen geheißen und von Leitungsseite als potentielle 

Unterstützung für eine Modernisierung und Regionalisierung eines Teils der Jugendamtsarbeit gesehen. 

Diese gemeinsame Interessenbekundung von dem öffentlichem Träger der Jugendhilfe und Kinderschutz-

½ŜƴǘǊǳƳ ŦǸƘǊǘŜ ȊǳǊ αƎŜƛǎǘƛƎŜƴ DǊǳƴŘǎǘŜƛƴƭŜƎǳƴƎά ŘŜǎ aƻŘŜƭƭǇǊƻƧŜƪǘŜǎΦ 5ŀǎ YƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊ-Zentrum war 

erfreut, über einen mutigen öffentlichen Jugendhilfeträger, der bereit war, Neues zu wagen und sich auf 

einen Freien Träger und dessen Ideen einzulassen. Die Amtsleitung des Jugendamtes sah neue unterstüt-

zende Perspektiven für die Idee der niedrigschwelligen Regionalisierung der Arbeit.  

Die zusätzliche Idee des Kinderschutz-Zentrums, die Mitarbeiter*innen der Familien- und Kinderservice-

büros noch mit der Aufgabe zu betrauen, das Gemeinwesen und damit die Bürger*innen selbst zu moti-

vieren im Sinne des Kinderschutzes aktiv zu werden, wurde dann die größte Herausforderung des Pro-

jekts. 

 

 

2.4 Friesland: Rahmenbedingungen eines Landkreises und der Kinderschutz 

Der Landkreis Friesland ist ein Flächenlandkreis und steht somit vor der Herausforderung, den Kinder-

schutz vor allem in ländlichen Gebieten sicherzustellen. Der Landkreis Friesland liegt, von zweit Seiten 

vom Meer umgeben, im Nordwesten Niedersachsens, erstreckt sich über eine Fläche von 608 km2 und hat 

99.830 Einwohner (Stand: 31.12.2015). Davon sind 17.000 Kinder und Jugendliche. Zum Kreisgebiet gehö-

ren die Nordseeinsel Wangerooge, die Städte Jever, Schortens und Varel sowie die Gemeinden Bockhorn, 

Sande, Wangerland und Zetel.  
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FamKis in den Städten und 

Gemeinden Frieslands 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen des Modellprojektes, sollten neben der Etablierung des regionalen Beratungsangebots nun 

Maßnahmen und Ansätze durchgeführt, evaluiert und weiterentwickelt werden, um die Lebenssituation 

von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien, insbesondere in Zeiten großer familiärer Herausforderun-

gen, zu verbessern. Dabei wurde als Grundlage sämtlicher Handlungsansätze davon ausgegangen, dass 

der Kinderschutz eine Querschnittsaufgabe ist, die nur durch eine gute Zusammenarbeit von Haupt- und 

Ehrenamt gelingen kann. Ziel war und ist es, durch Aufklärungsarbeit und den Ausbau/die Pflege der 

Netzwerkstrukturen die Handlungsfähigkeit und die Selbstorganisation aller hauptamtlich sowie ehren-

amtlich tätigen Akteure und der Bürger, im Bereich des Kinderschutzes, zu fördern.  

 

2.5 Unsere Ziele zu Projektbeginn 

V Kindeswohl/Kinderschutz zum Thema im Gemeinwesen machen (Akteure der Zivilgesellschaft für 

das Thema gewinnenύ 
V Prävention und Intervention durch niedrigschwellige Projekte/ regionale Präventionsketten zu 

verzahnen  
V mit festen Ansprechpartner* innen/ Brückenbauer* innen den Zugang zu Hilfen erleichtern 

 

3.0  Die Situation in Friesland heute: 3 Jahre nach Projektbeginn 

3.1  Was haben wir nach gut 3 Jahren gemeinsamer Arbeit im aƻŘŜƭƭǇǊƻƧŜƪǘ αYƛƴŘŜǊǎŎƘǳǘȊ ƛƳ  

 ländlichen Raumά im Landkreis Friesland erreicht? 

Ein Projekt mit derart ausgedehnter Reichweite und Komplexität ist nur schwer in wenigen Worten zu 

beschreiben. Zusammengefasst wäre der aktuelle Stand vielleicht folgendermaßen zu beschreiben: 

Der Landkreis Friesland verfügt nun in jeder Stadt und Gemeinde über ein fest etabliertes Familien- und 
Kinderservicebüro -das FamKi- mit umfassendem Angebot für die Bürger*innen. 
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Das FamKi ist ein fester Bestandteil des Gemeindelebens im Landkreis Friesland geworden. Mit den Wor-
ten eines friesischen Bürgermeisters ausgedrückt: αJa, das FamKi, das ist heute aber wirklich anders, denn 
die FamKis sind in der Gemeinde jetzt richtig angekommenά. 
 
Das FamKi-Büro ist in den jeweiligen Städten und Gemeinden, in einem öffentlich zugänglichen Ort (die 
Orte konnten teils im Projektverlauf zugunsten besserer Standorte gewechselt werden) zu finden. Je nach 
Möglichkeiten und Wünschen der Städte und Gemeinden, handelt es sich heute um ein Mehrgeneratio-
nenhaus, eine Schule, einen Kindergarten, eine Verwaltung oder auch ein Jugendzentrum. Die Kol-
leg*innen sind viel in mobilem Beratungsauftrag unterwegs und haben Netzwerkarbeit als zentrales The-
ma in ihrem Arbeitsverständnis. 
 
Jede Stadt oder Gemeinde hat eine halbe Mitarbeiter*innenstelle, wobei fast alle Pädagog*innen zwei 
Städte oder Gemeinden mit jeweils einem Standort betreuen. Die Stellen gelten als sicher und etabliert, 
die FamKi-Kolleg*innen ǎƛƴŘ αōŜƪŀƴƴǘŜ DŜǎƛŎƘǘŜǊά ƛƴƴŜǊƘŀƭō ŘŜǊ Städte und Gemeinden.  
Im Verlauf des Projektes wurde schnell deutlich, dass diese Art der pädagogischen Arbeit ein spezielles 
Kompetenzprofil braucht, das sehr viele Elemente von Netzwerkarbeit und Quartiersmanagement enthält 
und so in den bisherigen Stellenprofilen nicht verankert war. Insofern änderte sich das Stellenprofil und 
damit auch die personelle Besetzung in Friesland innerhalb der letzten 3 Jahre. Heute wirken in den Städ-
ten und Gemeinden Fachkräfte, die Vernetzung, Projektentwicklung und Beratung zu ihrer Berufsidentität 
zählen. Zudem ist dem Projekt eine Projektleitung zugeordnet. 
 
Alle FamKi-Kolleg*innen bilden seit jeher ein engagiertes regelmäßig gemeinsam arbeitendes Team, deren 
Mitwirkende sich auch gegenseitig unterstützen und vertreten. Alle können auf eine insbesondere im 
Bereich der Verwaltungstätigkeiten unterstützende Regiestelle in Jever zurückgreifen. 
 
Innerhalb des Jugendamtes gibt es eine besonders enge Zusammenarbeit mit der Koordinierungsstelle 
Kinderschutz und der Kreisjugendpflegerin. Hier werden vielerlei gemeinsame Aktionen durchgeführt, wie 
z.B. gemeinsame Informationsveranstaltungen in allen Kindertagesstätten im Landkreis Friesland. Aber 
auch die Zusammenarbeit mit dem Allgemeinen Sozialen Dienst der jeweiligen Gemeindebezirke ist inten-
siv und geprägt von kurzen Wegen. 
 
Die FamKis informieren nach wie vor über Kinderbetreuung für Eltern und Familien. Dieses Angebot dient 

insbesondere als Türöffner für junge Familien und hilft, einen ersten  Kontakt zwischen Familie und FamKi 

herzustellen. 

An das FamKi wenden sich vorzugsweise Eltern und Jugendliche bei verschiedensten Anfragen und Prob-

lemen, die Sie dem unten stehenden Ausschnitt der Broschüre entnehmen können. Die Kolleg*innen füh-

ren Beratungen selbst durch oder begleiten Ratsuchende aktiv in andere Hilfe- und Unterstützungssyste-

me. 

Der Arbeitsstand in den Städten und Gemeinden ist gleichwohl sehr unterschiedlich.  

Die Pläne reichen von einem Campus gebundenen Modell, einer Struktur mit vielen Standorten, die viele 

Ortsteile versorgen soll und mit einem großen Pool Ehrenamtlicher arbeitet, ōƛǎ Ȋǳ ŜƛƴŜƳ αƛŘŜŜƭƭŜƴ CŀƳƛπ

ƭƛŜƴȊŜƴǘǊǳƳάΣ das an schon existierende Strukturen anknüpft und diese verstärkt oder erweitert. Das Pro-

jekt hat die Idee des Familienzentrums geboren. In Kooperation zwischen Landkreispotential (FamKis) und 

Städte- bzw. Gemeindehoheit wird übergreifend kommuniziert, entwickelt und geplant. 

Gravierend sind unserer Ansicht nach eher die scheinbar kleinen und von außen unsichtbaren Änderun-

gen, wie die deutliche Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Landkreis und Kommunen, denn sie 

bilden die Basis für ein nachhaltiges Wachstum der örtlichen Strukturen im Sinne der Kinder und Familien.  
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3.2 Veränderungen in der Netzwerkarbeit 

Die Mitarbeiter* innen der FamKis haben in einzelnen Regionen neue Netzwerke gegründet, die sich aktiv 

zumeist mit der Idee des Familienzentrums auseinandersetzen. Zudem sind sie in bestehenden Arbeits-

kreisen und Netzwerken als feste Mitglieder etabliert und involviert.  

Die Familien- und Kinderservicebüros sind in den einzelnen Städten und Gemeinden bekannter geworden. 

Sie werden sowohl von Fachakteuren als auch von engagierten Ehrenamtlichen zur Beratung und Unter-

stützung aktiv genutzt. 

Netzwerkpartner vor Ort und die Stadt oder Gemeinde wissen um das Angebot und verweisen Familien 

regelmäßig dort hin. 

Die Arbeit im Projekt hat dazu geführt, dass für die Mitarbeiter* innen der FamKis neue Kooperations-

partner*innen hinzugekommen sind, sich die Zusammenarbeit intensiviert und auf weitere Themen aus-

geweitet hat.  

Es wurde deutlich, dass das Thema Kinderschutz/Kindeswohl nicht als ein isoliertes Thema anzugehen ist 

und insgesamt in größeren Kontexten stehen muss. Das Thema Kinderschutz oder Kinderwohl verbindet 

sich häufig in den Arbeitskreisen mit einem strukturellen Thema: Wie z.B. kann die Mobilität von Familien 

ŀōŜǊ ŀǳŎƘ WǳƎŜƴŘƭƛŎƘŜƴ ǾŜǊōŜǎǎŜǊǘ ǿŜǊŘŜƴ ŀǳŦ ŜƛƴŜ αƪƛƴŘŜǊǎƛŎƘŜǊŜά !Ǌǘ? Wie kann ein mobiles Familien-

zentrumsangebot Kinder erreichen? 

Insofern sind Netzwerkpartner*innen aus anderen Professionen und Fachgebieten zu wichtigen Koopera-

tionspartner*innen geworden: im Bereich Mobilität LEADER, Lokale Agenda 21 Stadt Varel, Verkehrspla-

ner, Kreisjugendparlament Friesland, Jugendzentren der Städte und Gemeinden, I-Lotsen, Dorfgemein-

schaften, Landfrauen. Es konnten Ehrenamtliche generiert werden, die sich mit konkreten Ideen und Vor-

stellungen in den einzelnen Regionen einbringen. 

Im Rahmen einer Veranstaltungsreihe (Start: 2016) in Kooperation mit der Koordinierungsstelle Kinder-

schutz in allen ansässigen Kindergärten der Region des Landkreises konnte zudem das Bewusstsein für die 

Schnittstelle zwischen Prävention und Jugendhilfemaßnahmen bei den Fachakteuren geschärft werden. 
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3.3 Familienzentren als nachhaltiger Kinderschutz: Ideen für eine ländlichen Raum  

Zur Etablierung des Kinderschutzgedankens und Realisierung des bürgerschaftlichen Engagements zum 

Kindeswohl im ländlichen Raum, wurde im Landkreis Friesland auf dem Hintergrund der im Projekt ge-

machten Erfahrungen, perspektivisch die Gründung von Familienzentren oder analogen Angeboten im 

ländlichen Raum vorgesehen. 

Ziel soll sein, langfristig gut aufgestellte gemeinwesenorientierte Treffpunkte für Familien und alle Gene-

rationen zu schaffen. Es soll gemeinsam mit den dortigen Akteuren das Laien- und Selbsthilfeprinzip ver-

stärkt werden und Kontakt- und Unterstützungsnetze geschaffen werden, die als (Selbsthilfe-) 

Initiativen vom Gemeinwesen gegründet und organisiert werden. 

Erste Ansätze hierzu sind schon in den einzelnen Kommunen vorhanden und sollen ausgebaut werden. 

Gerade im ländlichen Raum fehlt es an öffentlichen Treffpunkten. Gleichzeitig ist die Bevölkerungsdichte 

so gering, dass sich viele (klassische) Angebote nicht tragen. Hier können Familienzentren oder analoge 

Angebote wertvolle präventive Kinderschutzarbeit bieten ς durch informelle Zugänge zu Unterstützung, 

Förderung der Gemeinschaft, Bildung und Pflege von Netzwerken und als Anlaufstelle für Familien im 

Alltag. 

 
 
 

1  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.4 FamKis als kommunale Beratungseinrichtungen etablieren 
 
Das Modellprojekt αKinderschutz im ländlichen Raumά ist ein Beispiel gelingender Kooperation und Wei-
terentwicklung von Strukturen im Sinne des erweiterten Kinderschutzes zwischen einer öffentlichen Ein-
richtung, dem Jugendamt des Landkreises Friesland und einem Freien Träger, dem Kinderschutz-Zentrum-
Oldenburg. Die beteiligten Einrichtungen hatten in den Jahren vor Projektbeginn, in ihren jeweiligen Fel-
dern verschiedenste Erfahrungen zu der Thematik der Versorgung ländlicher Räume im Sinne eines gelin-
genden Kinderschutzes gemacht.  
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Das Kinderschutz-Zentrum konnte verschiedenste Maßnahmen in Kooperation mit dem Landkreis Olden-
burg, aber auch auf Bundesebene der Kinderschutz-Zentren Deutschland, erproben. 
Der Landkreis Friesland hatte sich, initiiert durch einen Wechsel in der Führungsebene des Jugendamtes 
zum Ziel gesetzt, eine verbesserte regionale Versorgung und Unterstützung der Bevölkerung zu gewähr-
leisten. 
Erste Schritte der Umgestaltung hatten zum Beginn des Projekts bereits stattgefunden Die Entscheidung, 
die halbe Pädagog*innenstelle der Familien- und Kinderservicebüros, die in den jeweiligen Gemein-
den/Städten schwerpunktmäßig im Rahmen der aufsuchenden Tätigkeit in Familien eingesetzt war, auch 
mit Beratungsaufgaben zu betrauen, war schon gefallen. Somit erweiterten sich die Aufgaben der Päda-
gog*innen um eine neue. Die besondere Herausforderung einer solchen Arbeit, trat deutlich zutage.  
Die Beratungsmöglichkeiten die sich durch die ortsnahen FamKis ergeben, sind heute deutlich bekannter 
in der Bevölkerung und auch bei vermittelnden Fachkräften. Nach wie vor übernehmen die Kolleg*innen 
in den FamKis die Vermittlung von Kinderbetreuung und die Beratung zu Trennung und Scheidung im 
vorgerichtlichen Verfahren, eine Pflichtaufgabe die vielerorts von ASD Mitarbeiter*innen der Jugendäm-
ter übernommen wird. Dieses Beratungselement führt zu Zuweisungen von Eltern, die der Trennungsbe-
ratung direkt über weitere unterstützende Angebote informiert, oder dorthin begleitet, werden können.  
 

3.5 αbŜǳŜ !ǊōŜƛǘǎǿŜƎŜ ǎƛƴŘ ƎŜŦǊŀƎǘά .ŜŦǊŀƎǳƴƎ Ǿƻƴ CŀŎƘƪǊŅŦǘŜƴ ǳƴŘ .ǸǊƎŜǊϝƛƴƴŜƴ ŀƭǎ ²ŜƎ ƛƴǎ DŜπ

spräch zu kommen. 

Von November 2015 bis Januar 2016 haben die FamKi-Mitarbeiter* innen eine Bedarfsanalyse zur Ermitt-

lung der Wünsche, Bedarfe, und Herausforderungen, von friesländischen Familien durchgeführt. Es sind 

130 Bürger und Fachkräfte aus den Bereichen Kindertagesstätten, Verwaltung oder Schulsozialarbeit in 

Friesland befragt worden. Ein Ziel war es Informationen zu erlangen, in welchen Bereichen der Kinder-

schutz, die strukturelle Familien- und Kinderfreundlichkeit gut gelingen und wo genau noch Lücken im 

Angebot zu verzeichnen sind. Die Befragung, die vorwiegend mit Fachkräften vor Ort durchgeführt wurde, 

diente der Kontaktaufnahme und der Aktivierung zur Netzwerkarbeit aber auch der Aktivierung von Bür-

ger* innen. Die Resonanz von fast 100 Fachkräften und Bürger*innen auf der darauffolgenden Fachtagung 

spiegelte den unerwarteten Aktivierungs-Erfolg der Befragung. 
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Folgende Ergebnisse wurden zusammengetragen: 

Varel: Bei der Befragung in Varel wurden viele bewegende Themen aufgegriffen. Sich wiederholende 

Themen waren auch hier die Mobilität (schlechte Busverbindungen, explizit in den Ferien) und die Schwie-

rigkeit, bestehende Angebote flächendeckend zugänglich/bekannt zu machen. Es wurden mehr Angebote 

für Teenager und Jugendliche gewünscht. Neben diesen Anliegen und Wünschen wurden jedoch auch 

immer wieder der Angebotsreichtum, die gute Vereinsarbeit und eine gute Zusammenarbeit zwischen 

den unterschiedlichen Akteuren betont. 

Bockhorn/Zetel: Bekanntmachung von Angeboten und Mobilität bedingen sich gegenseitig (wer nicht 

mobil ist, kann Angebote nicht wahrnehmen; wer mobil ist, die Angebote jedoch nicht kennt, kann sie 

auch nicht wahrnehmen). Ein weiteres wichtiges Thema in beiden Gemeinden war ein offener Treffpunkt 

für Jugendliche außerhalb von Institutionen (wie Jugendzentren). Hier wurde als Idee beispielsweise ein 

Bauwagen vorgeschlagen.  

Schortens: Der PFERDESTALL - das Zentrum für Kinder, Jugendliche und Familien wird besonders hervor-

gehoben. Es gibt dort ein sehr breites Beratungsangebot, es ist eine Begegnungsstätte für alle Altersklas-

sen und verschiedene Interessen, zudem wird ein sehr gutes Ferienprogramm angeboten. Es gibt eine 

gute Vernetzung und ein großes, niedrigschwelliges Angebot. Als positiv wird ebenfalls bewertet, dass 

sehr viele Grundschulen und Kindergärten und auch (Kinder-)Ärzte vor Ort sind. Ein weiteres Thema war 

vor allem die mangelnde Verkehrsanbindung der nicht zentralen Bezirke. Dadurch sind auch Kinder und 

Jugendliche nicht ausreichend an zentrale Angebote angebunden.  

Sande: Positiv wird das Jugendzentrum genannt, da dort ein breites Angebot für verschiedene Altersklas-

sen von Kindern und Jugendlichen vorgehalten wird. Zudem gibt es gute Ferienpassangebote. Auch das 

Kindergarten- und Schulangebot wird positiv bewertet, da auch in den Außenbezirken Grundschulen als 

auch Kindergärten vorhanden sind. Es wird ein gutes Angebot der Sportvereine vorgehalten, vor allem 

während der Ferien und eine verbesserte Anbindung der Außenbezirke war hier ebenfalls Thema. 

Wangerooge: Die Befragung hat ergeben, dass die Wangerooger sich einen Raum für verschiedene Grup-

pen wünschen. Dieser könnte zum Beispiel als Elterncafé oder für eine Jugendgruppe genutzt werden. 

Jever/Wangerland: In Jever wurde das Sport- und Freizeitangebot als sehr gut empfunden, hier haben sich 

die meisten Befragten positiv geäußert. Auch das Kinderbetreuungsangebot ist sehr gut in Jever ausge-

baut. Für die Jugendlichen in Jever ist nach Ansicht der Befragten kaum ein Angebot außerhalb des Ju-

gendzentrums vorhanden. Gerade Aufenthaltsplätze scheint es nicht zu geben. Im Wangerland wird die 

Nähe zur Natur und das damit gesunde und ruhige Aufwachsen der Kinder als positiv empfunden. Außer-

dem ist das Jugendzentrum eine sehr bekannte und gut angesehene Einrichtung im Wangerland. Als not-

wendig wird der Ausbau weiterer Verkehrsmöglichkeiten gesehen.  

Als zentrale Themen aus der Befragung lassen sich zusammenfassen: 

ω Mobilität/Nahverkehr 

ω Bekanntmachung von Angeboten 

ω Kindgerechte Betreuungsangebote 

ω Zielgruppenorientierte Angebote 
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ω Begegnungsorte für Kinder, Jugendliche und Familien 

Die Ergebnisse der Befragung bildeten die inhaltliche Grundlage für die in Friesland danach geplante Ar-

beitstagung. Die Tagung führte auch nochmal zu einer stärkeren Wahrnehmung der FamKis bei den Fach-

kräften der Regionen aber auch bei Gemeindemitgliedern und Bürger*innen, die ebenfalls an der Tagung 

teilgenommen haben. 

 

3.6  Arbeitstagung mit Analyseergebnissen als Startup-Veranstaltung für kommunale Arbeitskreise 

!ǊōŜƛǘǎǘŀƎǳƴƎ αCǊƛŜǎƭŀƴŘ ǎǘŀǊƪ ŦǸǊ YƛƴŘŜǊα in Varel 

An der Arbeitstagung im April 2016 haben ca. 90 Bürger* innen und Fachkräfte teilgenommen. Der Vortrag 

Ǿƻƴ tǊƻŦΦ 5ǊΦ aƛŎƘŀŜƭ IŜǊǎŎƘŜƭƳŀƴƴ ȊǳƳ ¢ƘŜƳŀ αWas ist gemeinwesenorientierter Kinderschutz im länd-

lichen Raum? 9ƛƴ «ōŜǊōƭƛŎƪ ǳƴŘ 9ƛƴŦǸƘǊǳƴƎ ƛƴ Řŀǎ ¢ƘŜƳŀάΣ Ƙŀǘ ŀƭƭŜƴ .ŜǘŜƛƭƛƎǘŜƴ ŜƛƴŜƴ sehr guten inhaltli-

chen Einstieg in das Thema der gemeinsamen Tagung geboten. 

 

 

In einem World Café konnten die einzelnen Gruppen aus den jeweiligen Städten und Gemeinden an den 

zentralen Ergebnissen der Befragung gearbeitet. 

 

3.6.1 Impulse für die Weiterarbeit: Resümee der Arbeitsgruppen 

Die Arbeitstagung bot dem Landkreis Friesland die Möglichkeit die Idee des Modellprojektes im jeweiligen 

Sozialraum zu präsentieren. 

Der Bekanntheitsgrad der einzelnen Familien- und Kinderservicebüros in den einzelnen Regionen, sowohl 

bei Netzwerkpartnern als auch in der Bevölkerung, ist durch die Tagung deutlich gestiegen. 

Die Tagung hat für einige Regionen den Impuls gegeben Arbeitsgruppen zu gründen. Das Thema Mobilität 

stellt aus Perspektive vieler Bürger* innen für Familien im südlichen Friesland ein wichtiges Thema dar. 

Dieses Interesse hat das FamKi aufgegriffen und in Kooperation mit der Agenda Varel, der Freiwilligen-

agentur und der LEADER-wŜƎƛƻƴ α{ǸŘƭƛŎƘŜǎ CǊƛŜǎƭŀƴŘά ǳƴǘŜǊ .ŜǘŜƛƭƛƎǳƴƎ 9ƘǊŜƴŀƳǘƭƛŎƘŜǊ ŜƛƴŜ !ǊōŜƛǘǎƎŜπ
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ƳŜƛƴǎŎƘŀŦǘ αaƻōƛƭƛǘŅǘ ƛƳ ǎǸŘƭƛŎƘŜƴ CǊƛŜǎƭŀƴŘά ƛƴǎ [ŜōŜƴ ƎŜǊǳŦŜƴΣ ŀƴ ŘŜƴŜƴ ŘƛŜ DŜƳŜƛƴŘŜƴ .ƻŎƪƘƻǊƴΣ 

Zetel und die Stadt Varel beteiligt sind.  

In der größten Flächengemeinde, dem Wangerland, hatte sich ein Arbeitskreis zum Thema Informations-

verbreitung von Angeboten gegründet. 

In Sande konnte die FamKi-Mitarbeiterin einen begeisterten Bürgermeister bewegen, sich mit ihr zu tref-

fen um einen eingeschlafenen Runden Tisch zum Thema Familie wieder zu beleben.  

 

Die Arbeitstagung bot dem Landkreis Friesland die Möglichkeit, die Idee des Modellprojektes im jeweili-

gen Sozialraum zu präsentieren. 

 

3.7 Gemeindespezifische Familienzentren als zusätzliche Idee für nachhaltige Kinder- und Familien-

schutzstrukturen 

Eine der zentralen Erkenntnisse des gesamten Projektes war, dass sich kein einheitliches Handlungskon-

zept zur Umsetzung der Projektziele für den gesamten Landkreis umsetzen lässt. Die regionalen Unter-

schiede in der Infrastruktur, der Angebotsdichte von psychosozialen Hilfen, uneinheitliche Anzahl und 

Organisation von (Selbst-)Hilfeverbünden, verschiedenartige Offenheit der Netzwerkakteure, sowie auch 

die gegebenen Strukturen des Jugendamtes (Dienstsitze in Jever und Varel), machten eine noch stärkere 

regionale Fokussierung erforderlich. 

Die bƛǎƘŜǊƛƎŜƴ 9ǊƎŜōƴƛǎǎŜ ŦǸƘǊǘŜƴ Řŀƴƴ Ȋǳ ŘŜǊ bƻǘǿŜƴŘƛƎƪŜƛǘΣ ƴŜǳ Ȋǳ ŘŜƴƪŜƴ ǳƴŘ ŘŜƳ tǊƻȊŜǎǎ αYƛƴŘŜr-

schutz im ländlichen Raum - Friesland ǎǘŀǊƪ ŦǸǊ YƛƴŘŜǊά ŜƛƴŜ ǿŜƛǘŜǊŜ ²ŜƴŘǳƴƎ Ȋǳ ƎŜōŜƴ. 

Es gründet sich eine Planungsgruppe, die die Leitlinien, das Konzept, die Umsetzung und die ersten Schrit-

te zur Gründung von Familienzentren entwickeln sollte. Die (Leitungs-)Gruppe wurde für diesen Aufga-

benbereich durch die Koordinierungsstelle Kinderschutz, die Gleichstellungsbeauftrage, Kreisjugendpfle-

gerin und die Jugendhilfeplanerin des Landkreises erweitert. 

Diese Entscheidung führte zu einem veränderten Schwerpunkt der Arbeit des Kinderschutz-Zentrums, 

jetzt zuständig in der Beratung auf der Leitungsebene und der Planungsgruppe für die Familienzentren. 

Die Aufgabe war damit nicht mehr das Coaching der Mitarbeiter* innen der Familien- und Kinderservice-
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CƻǘƻΥ 5ƛŜ hƭŘŜƴōǳǊƎŜǊ ¢ƘŜŀǘŜǊƎǊǳǇǇŜ αŜƛπ

ƎŜƴΦŀǊǘά spielt eine Eröffnungsszene über die 

Situation von Kindern und Eltern in ländlichen 

Räumen 

büros, da auch hierfür eindeutiger die Leitung zuständig geworden ist. Den FamKi Mitarbeiter* innen 

stand weiterhin das Angebot zur Verfügung sich bei Fragen zum Thema Kinderschutz an das Kinderschutz-

Zentrum zu wenden. 

Es wurde eine Modellskizze Familienzentrum erstellt. (siehe Anhang 7.4) 

 

 

Diese Modellskizze sollte dann mit den Städten und Gemeinden erörtert werden und als Grundlage für 

eine regional anzupassende Konzeption dienen, wobei bestehende Strukturen beachtet und für die Um-

setzung genutzt werden sollen. Die Maßnahmen und Projekte, welche von den Familien- und Kinderser-

vicebüros in den Städten und Gemeinden initiiert und gefördert werden, sollen dann unter dem Dach 

eines Familienzentrums weitergeführt werden. 

 

4.0  Fachtagung zum Thema Kinderschutz im ländli-

chen Raum: αDa geht noch was!!!ά  

Im März 2017 fand in Oldenburg eine überregionale 

Fachtagung mit 80 sowohl hauptamtlich als auch ehren-

amtlich Tätigen aus verschiedensten ländlichen Regio-

nen statt. 

Auf der Tagung haben 80 Fachkräfte und Ehrenamtliche 

sich informiert, kennengelernt und gemeinsam disku-


